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Spesen

Friedliche Beziehungen 
im Interesse aller Völker
Aggressive Kreise in den USA, 
der BRD und anderen NATO- 
Staaten lassen nichts unver­
sucht, um den unter großen 
Anstrengungen vor allem in 
den 70er Jahren erzielten posi­
tiven Wandlungen in den Be­
ziehungen zwischen Staaten 
unterschiedlicher Gesell­
schaftsordnung entgegenzu­
wirken, den politischen Dialog 
zu blockieren und Schritte der 
militärischen Entspannung 
und der Abrüstung zu verhin­
dern. Entgegen ihren eigenen 
Verpflichtungen in der Schluß­
akte der Konferenz von Hel­
sinki, ungeachtet der konstruk­
tiven Vorschläge der Sowjet­
union und der anderen Länder 
der sozialistischen Staaten­
gemeinschaft zur Rüstungs­
begrenzung und Abrüstung 
forcieren diese Kräfte den 
Hochrüstungskurs und spitzen 
die internationale Lage zu. 
Gefährlichkeit und Abenteuer­
lichkeit einer solchen Politik 
dokumentieren sich im NATO- 
Langzeitprogramm, speziell im

Die Eskalation von Drohung, 
Gewalt und Abenteuerlichkeit 
in der Politik der USA und ih­
rer NATO-Komplicen läßt 
deutlicher denn je erkennen, 
daß es zur friedlichen Koexi­
stenz keine vernünftige Alter­
native gibt. Im Programm der 
SED wird hervorgehoben: „Die 
Durchsetzung der friedlichen 
Koexistenz schränkt den Spiel­
raum der aggressiven Kräfte 
des Imperialismus ein. Sie

Brüsseler Raketenbeschluß, 
ebenso wie in der „neuen 
Nuklear Strategie“ Washing­
tons, die den Völkern die Neu­
tronenbombe anpreist und die 
Führbarkeit eines „begrenz­
ten“ Kernwaffenkrieges zu 
suggerieren versucht.
Diesen auf die Realisierung 
hoher Profite und Weltmacht­
ambitionen abzielenden Inter­
essen der rechten Kräfte der 
USA und ihrer NATO-Partner 
stehen die lebenswichtigen Er­
fordernisse der Völker, stehen 
deren Sehnsucht nach Frieden 
und sozialem Fortschritt ge­
genüber. Durch Protestaktio­
nen, die wahren Massencha­
rakter annehmen, manifestie­
ren die Völker in Westeuropa 
und in den USA ihre ableh­
nende Haltung gegenüber der 
N ATO-Hochrüstungspolitik. 
Aber auch unter den realisti­
scher denkenden westlichen 
Politikern werden immer öfter 
Stimmen laut, die auf die Ge­
fahren einer weiteren Aufrü­
stung verweisen.

schafft günstige äußere Bedin­
gungen für den Aufbau des 
Sozialismus und Kommunis­
mus, für den Kampf um inter­
nationale Sicherheit und Ab­
rüstung, für die Entfaltung des 
Kampfes aller revolutionären 
und friedliebenden Kräfte um 
Frieden, Demokratie und ge­
sellschaftlichen Fortschritt.“1 
Diese Politik der friedlichen 
Koexistenz ist und bleibt 
Grundprinzip sozialistischer

Außenpolitik. Damit ist das 
beharrliche Wirken der soziali­
stischen Länder für die Siche­
rung des Friedens, für die 
Einstellung des Wettrüstens 
untrennbar mit den Lebensin­
teressen aller Völker verbun­
den.
Der Ausbau gleichberechtigter, 
auf gegenseitigen Vorteil ge­
richteter Beziehungen zwi­
schen sozialistischen und kapi­
talistischen Staaten resultiert 
nicht aus dem Wunschdenken 
der einen oder anderen. Er er­
gibt sich notwendig aus den 
objektiven Bedürfnissen der 
Völker, vor allem aus dem 
grundlegenden Menschen­
recht, in Frieden zu leben, aus 
der historisch gewachsenen 
gegenseitigen Verkettung der 
Wirtschaftsstrukturen, aus der 
zunehmenden internationalen 
Arbeitsteilung, aus der territo­
rial bedingten gemeinsamen 
Verantwortung für eine ge­
sunde Umwelt und nicht zuletzt 
aus der Nutzung des wissen­
schaftlich-technischen Fort­
schritts für die Menschheit.
Die friedliche Koexistenz ver­
wirklicht sich im Leben der 
Völker natürlich in praktischen 
Handlungen. Sie betreffen die 
wirtschaftliche, wissenschaft­
liche und kulturelle Zusam­
menarbeit von Staaten unter­
schiedlicher Gesellschaftsord­
nung. Sie sollen und müssen 
heute vor allem der Abrüstung 
dienen. Insgesamt sind sie auf 
die Lebensinteressen der Völ­
ker, auf die Materialisierung 
des Entspannungsprozesses 
gerichtet. Es geht in jedem Fall 
um die „Intensivierung der 
Kontakte und um Vereinba­
rungen mit dem Ziel, die Zu­
sammenarbeit im Interesse des 
Friedens und zum gegenseiti-

Keine Alternative zur friedlichen Koexistenz

NW 21/81 861


